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Auswertung der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der öffentlichen 
Auslegung des Bebauungsplanentwurfes Nr. 164/III „Bergische Landstraße – 
ehem. Martin + Merkel“ 

 

 

Der Bau- und Planungsausschuss der Stadt Leverkusen hat in seiner Sitzung am 
08.11.2010 die Aufstellung des Bebauungsplanes mit einem geänderten räumlichen 
Geltungsbereich und die öffentliche Auslegung des Bebauungsplanes Nr. 164/III 
„Bergische Landstraße – ehem. Martin + Merkel“ im beschleunigten Verfahren ge-
mäß § 13a BauGB beschlossen. Die öffentliche Auslegung hat in der Zeit vom 
03.01.2011 bis 07.02.2011 einschließlich stattgefunden. 

Im Rahmen der öffentlichen Auslegung des Bebauungsplanes wurde von Seiten der 
Öffentlichkeit fristgerecht eine Stellungnahme abgegeben, die nachstehend als A1 
gekennzeichnet dargestellt wird. Anschließend folgt die Stellungnahme der Verwal-
tung zu der eingegangenen Stellungnahme. 
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A1 Hecker, Werner, Himmelreich Rechtsanwälte für Stefan Pohl, Thomas Pohl, 
Irmgard Pohl und Jürgen Pohl, Schreiben vom 03.02.2011 
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Stellungnahme der Verwaltung zu A1 

1. Verkleinerung des räumlichen Geltungsbereiches, Abweichung vom ursprüngli-
chen Plankonzept, Vereinbarkeit mit einer geordneten städtebaulichen Entwicklung 

Das ursprüngliche Planungskonzept aus dem Jahr 2006 ist nicht nur hinsichtlich der 
Bebauung östlich der Bergischen Landstraße verändert worden, sondern auch der 
westliche Teil ist vollständig aus der Planung ausgenommen worden. In § 1 Abs. 3 
BauGB regelt der Gesetzgeber, dass Gemeinden Bauleitpläne aufzustellen haben, 
sobald und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. 
Zugleich wird jedoch auch klargestellt, dass auf die Aufstellung von Bauleitplänen 
kein Anspruch besteht. Mit dieser gesetzlichen Regelung wird somit das „ob“, das 
„wann“ und das „wie“ der Planung geregelt. Grundsätzlich hat die Gemeinde dabei 
einen Planungsfreiraum. Es bleibt der Einschätzung der Gemeinde überlassen, ob 
sie einen Bebauungsplan aufstellen oder ändern möchte, maßgeblich dabei sind le-
diglich ihre städtebaulichen Vorstellungen. 
 

Der erforderlichen städtebaulichen Rechtfertigung einer Planung fehlt es in der Regel 
auch nicht schon deshalb, weil die Initiative einer Planung oder der Änderung einer 
Planung von privater Seite ausgeht und die Gemeinde darauf mit den Mitteln der 
Bauleitplanung reagiert. Es gibt zugleich aber auch keinen Anspruch auf die Aufstel-
lung von Bebauungsplänen. Ebenso wenig besteht ein Anspruch auf Fortführung ei-
nes eingeleiteten Planaufstellungsverfahrens oder auf die Einbeziehung eines 
Grundstückes in den räumlichen Geltungsbereich eines Bebauungsplanes. 

Somit ist es der Gemeinde nicht verwehrt, einen Aufstellungsbeschluss auch nach 
der Durchführung der frühzeitigen Bürgerbeteiligung im Sinne des § 3 Abs. 1 BauGB 
dahingehend zu ändern, dass der räumliche Geltungsbereich verändert wird und 
auch der Festsetzungsinhalt sich ändert. Im Sinne einer Konfliktbewältigung wäre 
eine Verkleinerung des räumlichen Geltungsbereiches nur dann zu beanstanden, 
wenn dadurch städtebauliche oder immissionsschutzrechtliche Konflikte auf der Ebe-
ne des Bebauungsplanes ungelöst blieben oder durch die Planung erst hervorgeru-
fen werden würden. Ein Bebauungsplan hat nämlich die ihm zurechenbaren Konflikte 
zu lösen. Dies ist jedoch bei den Planungen für den Bereich „Bergische Landstraße – 
ehem. Martin + Merkel“ nicht der Fall. 

Aufgrund der Interessen eines Dritten darf die Gemeinde das Planungskonzept än-
dern, solange es einer geordneten städtebaulichen Entwicklung nicht entgegensteht. 
Durch die Planänderung kann im vorliegenden Fall gewährleistet werden, dass zeit-
nah eine Nachverdichtung des Innenbereiches stattfinden wird. Durch die Planung 
selbst werden keine Konflikte ausgelöst. Auch wird eine spätere planungsrechtliche 
Sicherung oder Neugestaltung der nördlich des räumlichen Geltungsbereiches gele-
genen tiefen Grundstücke nicht behindert. Einer Fortführung des ursprünglichen Pla-
nungskonzeptes, auch die Grundstücke Bergische Landstraße 112 -118 einem Be-
bauungsplan zuzuführen, steht durch die aktuelle Plangestaltung nichts im Wege. 
Dabei ist es kein Planungsfehler der Gemeinde, einzelne Grundstücke nicht im Rah-
men des aktuellen Aufstellungsverfahrens Nr. 164/III einer erstmaligen städtebauli-
chen Ordnung zuzuführen. 

Durch die Verkleinerung des räumlichen Geltungsbereiches östlich der Bergischen 
Landstraße wird die städtebauliche Entwicklung und Ordnung für einen Teilbereich 
des ursprünglichen Planungsraumes gewährleistet. Der Planungsraum umfasste 
2006 auch die Grundstücke 112 -118 und sah die Erschließung dieser Grundstücke 
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über ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht vor. Diese Fläche sollte von einer Stichstra-
ße, die die Anbindung an die Bergische Landstraße sicherstellen sollte, abgehen. 
Weiterhin war die Erschließung – analog zum aktuellen Planungskonzept – der östli-
chen Gebäude ebenfalls über ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht geplant. 

Die Erschließungsstraße im aktuellen Bebauungsplanentwurf Nr. 164/III ist dabei 
nicht als Privatstraße geplant, sondern als öffentliche Verkehrsfläche mit besonderer 
Zweckbestimmung „verkehrsberuhigter Bereich“. Damit soll die öffentliche Verkehrs-
fläche den Charakter einer Mischverkehrsfläche bzw. einer Wohnstraße mit ver-
kehrsberuhigtem Charakter erhalten. Somit ist über diese Erschließung auch die An-
bindung weiterer Grundstücke nördlich des aktuellen räumlichen Geltungsbereiches 
unabhängig von der Zustimmung privater Grundstückseigentümer in Zukunft gewähr-
leistet, wenn Planungsrecht für diesen Teil geschaffen wird. Die im Rahmen der 
Planaufstellung erarbeitete Ausbauplanung für die öffentliche Verkehrsfläche stellt 
sicher, dass auch weitere Grundstücke perspektivisch erschlossen werden können 
(vgl. Begründung Kapitel 4.2). Aus diesem Zusammenhang heraus wurde die Einbe-
ziehung der Nachbargrundstücke städtebaulich neu bewertet. Anders als zum Zeit-
punkt der Einleitung des Verfahren gem. § 3 Abs 1 BauGB wird nach eingehenden 
Untersuchungen davon ausgegangen, dass es hinsichtlich der technischen Infra-
struktureinrichtungen keiner zusätzlichen Einbindung von Nachbargrundstücken im 
Norden bedarf. Aufgrund der Bebauungszusammenhänge kann städtebaulich unter 
Einbeziehung zusätzlicher Nachbargrundstücke im Norden ein nach Lage und Be-
schaffenheit neuer Rahmen für einen künftigen Bebauungsplan abgesteckt werden. 
Es ist davon auszugehen, dass bis zur Einmündung der Straße „Am Mittelberg“ 
gleich gelagerte Interessen vorliegen. Es handelt sich dabei um die bauliche Nutz-
barmachung der rückwärtigen Gartenflächen, die wegen ihrer Größenordnung aus 
heutiger Sicht ggf. einer städtebaulichen Neuordnung bedürfen. Insofern zeichnet 
sich ein neuer Planungsrahmen ab, der einer zwingenden Verknüpfung mit der hier 
in Rede stehenden ehem. gewerblichen Brachfläche nicht bedarf und hinsichtlich der 
Realisierungsvoraussetzungen - auch mangels Mitwirkungsbereitschaft der An-
tragsteller- eine deutliche Abgrenzung zulässt.  

Generell wird die Möglichkeit genutzt, durch die vorrangige Beplanung der zur unmit-
telbaren Umsetzung vorgesehen Brachfläche einen zusätzlichen Beitrag zur Wohn-
raumbereitstellung zu leisten. Die Einbeziehung von weiteren Nachbargrundstücken 
im Norden würde andererseits mit großer Wahrscheinlichkeit eines grundstücksord-
nenden Verfahrens bedürfen und die Realisierungsoption deutlich beeinflussen. Dies 
soll durch die Ausgrenzung der nördlichen Nachbargärten zugleich vermieden wer-
den. 

2. Änderung im Verfahren gemäß § 13a BauGB  

Durch das Gesetz zur Erleichterung von Planungsvorhaben für die Innenentwicklung 
der Städte wurde der § 13a BauGB neu eingeführt. Danach kann ein Bebauungsplan 
für die Wiedernutzbarmachung von Flächen, die Nachverdichtung oder andere Maß-
nahmen der Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden, wenn 
die in § 13a Nr. 1 und 2 BauGB definierten Größen der Grundfläche nicht überschrit-
ten werden. In dem beschleunigten Verfahren gelten dabei gemäß § 13a Abs. 2 
BauGB die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens gemäß § 13 Abs. 2 und 3 Satz 
1 BauGB entsprechend. 

In § 13a Abs. 4 BauGB wird durch den Gesetzgeber klargestellt, dass das Verfahren 
für einen Bebauungsplan der Innenentwicklung auch für die Änderung oder Ergän-
zung eines Bebauungsplanes herangezogen werden kann. 
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Im Aufstellungsverfahren für den Bebauungsplan Nr. 164/III „Bergische Landstraße – 
ehem. Martin+ Merkel“ wurde am 18.04.2006 – vor der Einführung des § 13a BauGB 
– ein Aufstellungsbeschluss gefasst. Aufgrund der Änderungen der Planungsziele 
wurde durch den Bau- und Planungsausschuss der Stadt Leverkusen am 08.12.2010 
entschieden, dass u. a. der räumliche Geltungsbereich verkleinert wird und dass der 
Bebauungsplan Nr. 164/III als Bebauungsplan der Innenentwicklung gemäß § 13a 
BauGB aufgestellt werden soll. Somit wurde das Aufstellungsverfahren geändert. 
Dies hatte zur Folge, dass auf eine frühzeitige Bürgerbeteiligung auf der Basis des 
geänderten Planungskonzeptes verzichtet wurde. 

Die Aufstellung eines Bebauungsplanes der Innenentwicklung gemäß § 13a BauGB 
kommt grundsätzlich für alle Arten von Bebauungsplänen in Frage, nicht nur für die 
Aufstellung, sondern auch für die Änderung oder Ergänzung. Es ist der planenden 
Gemeinde nicht verwehrt, durch einen Beschluss die Art des Aufstellungsverfahrens 
den geänderten gesetzlichen Regelungen anzupassen. 

Ferner enthält das Baugesetzbuch keine inhaltliche Einschränkung, bei welcher Art 
von Änderungen oder Neuaufstellungen von Bebauungsplänen das Verfahren ge-
mäß § 13a BauGB Anwendung finden kann. Daher ist es als grundsätzlich geeignet 
anzusehen, um die Planungsabsichten zu realisieren. 

 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Den Anregungen wird nicht stattgegeben 
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